Muster-Vereinbarung
fur Tageseinrichtungen fir Kinder

zur Umsetzung des Schutzauftrages
nach 8 8 a SGB VIII

sowie
zur Sicherstellung des Tatigkeitsausschlusses

einschlagig vorbestrafter Personen
nach 8§ 72 a SGB VIII



Der <Landkreis>/Die Stadt> - <Bezeichnung des Jugendamtes> im folgenden
»Jugendamt”

und
der/die <Bezeichnung des Tréagers>, im Folgenden ,Trager genannt,

schlielRen zur Umsetzung des Schutzauftrags nach 8§ 8a SGB VIII sowie zur Sicherstellung
des Tatigkeitsausschlusses einschlagig vorbestrafter Personen nach § 72a SGB VIII die
folgende Vereinbarung:

Erster Abschnitt
Schutzauftrag nach § 8a SGB VIl

8 1 Allgemeiner Schutzauftrag

(1) Allgemeine Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe ist es, Kinder und Jugendliche davor zu
bewahren, dass sie in ihrer Entwicklung durch den Missbrauch elterlicher Rechte oder
eine Vernachlassigung Schaden erleiden. Kinder und Jugendliche sind vor Gefahren fur
ihr Wohl zu schiitzen (8 1 Abs. 3 Nr. 3 SGB VIII).

(2) § 8a SGB VIl konkretisiert diesen allgemeinen staatlichen Schutzauftrag zum einen als
Aufgabe der Jugendamter. Zum anderen wird ein Schutzauftrag fir freie Trager von
Tageseinrichtungen fur Kinder formuliert, dessen Erfullung mit dieser Vereinbarung
sichergestellt wird (§ 8a Abs. 4 SGB VIII).

(3) Der Trager erbringt Leistungen gegeniber Eltern, Kindern und Jugendlichen
selbststandig auf der Basis entsprechender Vereinbarungen mit diesen. Die
Leistungserbringung dient der Férderung der Entwicklung und der Erziehung zur
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen Persdnlichkeit der jungen Menschen.
Dazu gehdrt auch, Kinder und Jugendliche vor Gefahr fur ihr Wohl zu schiitzen. Diese
Aufgabe wird vom Trager u. a. durch den Abschluss dieser Vereinbarung
wahrgenommen.

(4) Der Trager stellt sicher, dass die Fachkrafte tber diese Vereinbarung unterrichtet sind
und hierbei insbesondere die in dem Anhang 1 zu dieser Vereinbarung enthaltene Liste
wichtiger Anhaltspunkte beachtet wird. Bei der Abschatzung von Risiken sind auch
.Kritische Zeitpunkte* zu beachten. Dies kdnnen insbesondere sein:

Abmeldung aus der Einrichtung
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiterwechsel in der Tageseinrichtung, z.B.
langerfristige Abwesenheit, Personalfluktuation

§ 2 Umsetzung der Vereinbarung

(1) In diese Vereinbarung sind alle zugehdrigen Tageseinrichtungen des Tragers
einbezogen.

(2) Die Umsetzung dieser Vereinbarung ist im Rahmen der 6rtlich abgeschlossenen
Vertrage zu bertcksichtigen. Sofern bei der Umsetzung zusatzliche Kosten entstehen, ist
dies auch bei den Entgelt- bzw. Férdervereinbarungen zu beriicksichtigen. Die
Vertragspartner kdnnen Regelungen zur Fortbildung fir die Fachkrafte in
Tageseinrichtungen fur Kinder treffen.



§ 3 Handlungsschritte

(1) Werden einer Fachkraft in einer Tageseinrichtung fur Kinder gewichtige Anhaltspunkte
fur die Gefahrdung eines betreuten Kindes oder Jugendlichen bekannt (s. Anhang 1),
nimmt sie eine Gefahrdungseinschatzung vor und teilt dies der zustandigen Leitung mit.

(2) Bei der Gefahrdungseinschatzung wird eine insoweit erfahrene Fachkraft (s. 8§ 4)
beratend hinzugezogen.

(3) Die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder die/der Jugendliche werden in die
Gefahrdungseinschatzung einbezogen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des
Kindes oder der/des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.

(4) Die Fachkréafte der Trager wirken bei den Erziehungsberechtigten auf die
Inanspruchnahme von Hilfen hin, wenn sie diese fir erforderlich halten.

(5) Die Fachkrafte der Trager informieren unverziglich das Jugendamt, falls die Gefahrdung
nicht anders abgewendet werden kann.

(6) Ist die Gefahrdung des Wohls des Kindes oder der/des Jugendlichen so akut, dass bei
Durchfuihrung der vereinbarten Ablaufe mit grof3er Wahrscheinlichkeit das Wohl des
Kindes oder der/des Jugendlichen nicht gesichert werden kann, so liegt ein Fall der
dringenden Kindeswohlgefahrdung vor. Dies gilt auch fir die Falle, in denen die
Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, bei der
Gefahrdungseinschatzung mitzuwirken. In diesen Féllen ist eine unverziigliche
Information des zustandigen Jugendamts zwingend notwendig. Das Jugendamt
gewabhrleistet, dass eine Kontaktaufnahme in Notfallsituationen auch auf3erhalb der
Blrozeiten sichergestellt ist.

8 4 Beteiligung einer insoweit erfahrenen Fachkraft bei der
Gefahrdungseinschétzung
(1) Die zur Gefahrdungseinschétzung hinzuzuziehende insoweit erfahrene Fachkraft verfugt
Uber folgende Qualifikationen:
einschlagige Berufsausbildung (z. B. Sozialpadagogik, Psychologie, Medizin),
Quialifizierung durch nachgewiesene Fortbildung, z.B. Abschatzung von
Gefahrdungslagen, Ressourcen und Veranderungsfahigkeit von Familien,
Sozialdatenschutz und rechtliche Kenntnisse im Bereich Kinderschutz,

Praxiserfahrungen im Umgang mit kindeswohlgefahrdenden Situationen,

Fahigkeit zur Kooperation mit den Fachkraften offentlicher und freier Trager der
Jugendhilfe, sowie mit Dritten( z.B. der Gesundheitshilfe, Polizei, Schule...),

Kompetenz zur kollegialen Beratung; nach Maglichkeit supervisiorische- oder
coaching-Kompetenzen und

personliche Eignung (u.a. Belastbarkeit, professionelle Distanz, Urteilsfahigkeit).



(2) Vom Trager und Jugendamt werden gemeinsam eigene oder externe insoweit erfahrene
Fachkrafte nach Abs. 1 in erreichbarer Nahe in einer Anlage zu dieser Vereinbarung
benannt. Die Anlage kann jederzeit in gegenseitigem Einvernehmen geandert werden.

(3) Uber die zusatzlichen Kosten der zu beteiligenden erfahrenen Fachkréfte nach Abs. 1
und 2 sind im Vorwege gesonderte Regelungen zu treffen.

§ 5 Inhalt und Umfang der Mitteilung an das zustandige Jugendamt

Die Mitteilung an das zustandige Jugendamt nach § 3 Abs. 5 und 6 enthalt mindestens und
soweit dem Trager der Tageseinrichtung fir Kinder bekannt Angaben Uber:

Name, Alter, Anschrift, ggf. abweichender Aufenthaltsort des Kindes oder der/des
Jugendlichen,

Angabe von Geschwisterkindern mit Altersangabe (soweit bekannt)

Angabe zur auskunftsfahigen Fachkraft zur gemeinsamen
Gefahrdungseinschatzung,

Name, Anschrift, ggf. abweichender Aufenthaltsort der Eltern und anderer
Erziehungsberechtigten,

beobachtete gewichtige Anhaltspunkte,

Ergebnis der Gefahrdungseinschatzung,

bereits getroffene und fir erforderlich gehaltene weitere MaRnahmen,
Beteiligung der Erziehungsberechtigten sowie des Kindes oder der/des
Jugendlichen; Ergebnis der Beteiligung,

beteiligte Fachkrafte des Tragers, ggf. bereits eingeschaltete weitere Trager von
MalRnahmen,

weitere Beteiligte oder Betroffene.

8 6 Einbeziehung der Erziehungsberechtigten und des Kindes oder der/des
Jugendlichen

(1) Der Trager der Tageseinrichtung fur Kinder stellt sicher, dass die Erziehungsberechtigten
einbezogen werden, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des
Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird (§ 8a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 SGB VIII).

(2) Der Trager der Tageseinrichtung fir Kinder beachtet die Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen gemé&nR § 8 SGB VIII (insbesondere altersgerechte Beteiligung, Aufklarung
Uber Rechte). Davon kann im Einzelfall nur abgewichen werden, wenn durch die
Einbeziehung ihr wirksamer Schutz in Frage gestellt werden wiirde (8§ 8a Abs. 4 Satz 1
Nr. 3 SGB VIII).

8 7 Dokumentation

(1) Der Trager der Tageseinrichtung fir Kinder stellt sicher, dass die beteiligten Fachkrafte
die Wahrnehmung der Aufgaben und Verpflichtungen aus dieser Vereinbarung
umgehend schriftlich und nachvollziehbar dokumentieren.

(2) Unbeschadet weitergehender Regelungen des Tragers erfasst die Dokumentationspflicht
alle Verfahrensschritte. Es wird empfohlen, bei jedem Verfahrensschritt mindestens zu
dokumentieren: beteiligte Fachkréfte, zu beurteilende Situation, Ergebnis der Beurteilung,
Art und Weise der Ermessensausibung, weitere Entscheidungen, Definition der
Verantwortlichkeit fir den nachsten Schritt, Zeitvorgaben fiir Uberpriifungen.



8 8 Datenschutz

Soweit dem Trager bzw. den von ihm beschéftigten Fachkréften zur Sicherstellung ihres
Schutzauftrages (s. 8§ 1) Informationen bekannt werden oder von ihm ermittelt werden
mussen, und die Weitergabe dieser Informationen zur Sicherstellung des Schutzauftrags
erforderlich ist, bestehen keine die Wahrnehmung dieser Aufgabe einschréankenden
datenschutzrechtlichen Vorbehalte. Insofern gilt der Grundsatz, dass Sozialdaten zu dem
Zweck Ubermittelt oder genutzt werden durfen, zu dem sie erhoben worden sind (8 64 Abs. 1
SGB VI, 8§ 69 Abs. 1 Nr. 1 und 2 SGB X). Bei anvertrauten Daten sind die Regelungen des
8§ 65 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII zu beachten. Bei der Hinzuziehung einer insoweit erfahrenen
Fachkraft ist 8§ 64 Abs. 2a SGB VIII (Anonymisierung, Pseudonomysierung der Falldaten
soweit mdglich) zu beachten.

8 9 Qualitatssicherung

Der Trager der Tageseinrichtung fur Kinder stellt sicher, dass die zustandigen Leitungen
Sorge tragen fur die sachgerechte Unterrichtung der Fachkréfte tber die Verpflichtungen aus
§ 8a SGB VIII, fur eine regelmafige Auswertung der Erfahrungen mit den getroffenen
Regelungen (Evaluation) sowie die Einbeziehung weiterer fachlicher Erkenntnisse. Diese
MalRnahmen der Qualitatssicherung sind in der Regel einmal jéahrlich durchzufihren.

Die Umsetzung dieser Vereinbarung wird in einem gemeinsamen Gesprach zwischen Trager
und Jugendamt regelméaRig evaluiert.

8 10 Gemeinsame Auswertung

(1) Da eine dauerhafte fallunabhangige Sicherung des Wohles von Kindern nur méglich ist,
wenn funktionierende Kooperationsbeziehungen bestehen und die Verfahrensablaufe fur
alle Beteiligten klar sind, erfolgt durch die beteiligten Jugendamter eine Information des
Tragers Uber den weiteren Verlauf in den gemeldeten Fallen der Kindeswohlgefahrdung.
Bei zwischenzeitlichem Einrichtungswechsel wird sowohl die alte als auch die neue
Einrichtung und ggf. auch sowohl der alte als auch der neue Tréager informiert. Hierbei
sind die datenschutzrechtlichen Vorgaben zu beachten.

(2) Zwischen den beteiligten Jugendamtern und den Tragern von Tageseinrichtungen flr
Kinder erfolgt eine gemeinsame Auswertung der Falle von Kindeswohlgefédhrdung, um
eine Verbesserung der Risikoeinschatzung und Verfahrensablaufe zu erreichen.
Aufgrund der in diesem Zusammenhang gewonnenen Erkenntnisse erfolgt ggf. eine
Uberarbeitung dieser Vereinbarung.



Zweiter Abschnitt
Sicherstellung des Tatigkeitsausschlusses einschlagig
vorbestrafter Personen nach 8 72 a SGB VIII

§ 11 Tatigkeitsausschluss einschlagig vorbestrafter Personen nach § 72 a SGB VIII

(1)

(2)

3)

Der Trager stellt sicher, dass er keine Personen beschaftigt, die rechtskraftig wegen
einer in 8 72a Abs. 1 SGB VIl in der jeweils aktuellen Fassung genannten Straftat
verurteilt worden sind.

Der Trager verpflichtet sich, sich bei Neueinstellungen ein Fihrungszeugnis nach 8§ 30
Abs. 5 und 8§ 30a Abs. 1 BZRG vorlegen zu lassen. Von seinen Beschéftigten verlangt
der Trager in regelmafigen Abstéanden von langstens 5 Jahren erneut die Vorlage eines
Fuhrungszeugnisses. Unabhangig von der Frist in Satz 2 soll der Trager bei konkreten
Anhaltspunkten fir das Vorliegen einer Verurteilung im Sinne des Abs. 1 die Vorlage
eines aktuellen Fiihrungszeugnisses nach § 30a BZRG fordern.

Der Trager stellt sicher, dass unter seiner Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich
tatige Person, die wegen einer Straftat nach Abs. 1 rechtskraftig verurteilt worden ist,
Kinder und Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet oder einen
vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu lasst er sich von den Personen nach Satz 1 vor
Aufnahme der Tatigkeit ein Fihrungszeugnis nach § 30 Abs. 5 und § 30a Abs. 1 BZRG
vorlegen, wenn die dadurch entstehenden Kontakte nach Art, Intensitat und Dauer die
Einsichtnahme in ein Filhrungszeugnis erfordern (s. Anhang 2). Absatz 2 Satze 2 und 3
gilt entsprechend.

(4) 8 72a Abs. 5 SGB VIl ist zu beachten.



Anhang 1

Gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung

Die nachfolgend aufgefiihrten Anhaltspunkte sind keine abschlieRende Auflistung, sie
erfassen nicht alle denkbaren Geféahrdungssituationen.

AuRere Erscheinung des Kindes oder der/des Jugendlichen

Massive oder wiederholte Zeichen von Verletzungen ( z. B. Blutergtisse,
Striemen, Narben, Knochenbriiche, Verbrennungen) ohne erklarbar
unverfangliche Ursache bzw. haufige Krankenhausaufenthalte aufgrund von
angeblichen Unfallen

Mangelnde medizinische Versorgung (z. B. unversorgte Wunden und
Krankheiten)

Erkennbare Unterernahrung

Erkennbarer FlUssigkeitsmangel (Dehydrierung)

Fehlen jeder Korperhygiene ( z. B. Schmutz- und Kotreste auf der Haut des
Kindes, faulende Zahne)

Mehrfach vollig witterungsunangemessene oder vollig verschmutzte Bekleidung

Verhalten des Kindes oder der/des Jugendlichen

Wiederholte oder schwere gewalttatige und/oder sexuelle Ubergriffe gegen
andere Personen

Kind/Jugendliche/r wirkt berauscht und/oder benommen bzw. im Steuern seiner
Handlungen unkoordiniert ( Einfluss von Drogen, Alkohol, Medikamente)
Wiederholtes apathisches oder stark verangstigtes Verhalten des
Kindes/Jugendlichen

AuRerungen des Kindes/Jugendlichen, die auf Misshandlungen, sexuellen
Missbrauch oder Vernachlassigung hinweisen

Kind Jugendliche/r halt sich wiederholt zu altersunangemessenen Zeiten ohne
Erziehungsperson in der Offentlichkeit auf ( z. B. nachts allein auf dem Spielplatz)
Kind/ Jugendliche/r hélt sich an jugendgeféhrdeten Orten auf ( z. B.
Stricherszene, Lokale aus der Prostitutionsszene, Spielhalle, Nachtclub)
Offensichtlich schulpflichtige Kinder/Jugendliche bleiben standig oder haufig der
Schule fern

Kind/Jugendliche/r begeht gehauft Straftaten

Verhalten der Erziehungspersonen der hduslichen Gemeinschaft

Wiederholte oder schwere Gewalt zwischen Erziehungspersonen

Nicht ausreichende oder villig unzuverlassige Bereitstellung von Nahrung
Massive oder haufige korperliche Gewalt gegentiber dem Kind/Jugendlichen ( z.
B. Schiitteln, Schlagen, Einsperren)

Gewéhrung des unbeschrankten Zugangs zu Gewalt verherrlichenden oder
pornographischen Medien

Gewéahrung von unberechtigten Zugang zu Waffen

Verweigerung der Krankheitsbehandlung oder der Férderung von
Kindern/Jugendlichen mit Behinderung

Isolierung des Kindes/Jugendlichen (z. B. Kontaktverbot zu Gleichaltrigen)
Unvermogen der Erziehungspersonen, Gefahrdungen vom Kind/Jugendlichen
abzuwenden bzw. fehlende Problemeinsicht



Mangelnde Kooperationsbereitschaft, Unvermdgen, Absprachen einzuhalten und
Hilfen anzunehmen
Psychische Misshandlungen (z. B. Erniedrigen, Verspotten, Entwerten, Ausdruck
von Hassgefiihlen)

Familiare Situation

Wiederholter unbekannter Aufenthalt der Familie

Drohende oder tatsachliche Obdachlosigkeit ( Familie bzw. Kind lebt auf der
Stral3e)

Kleinkind wird haufig oder Uber einen langeren Zeitraum unbeaufsichtigt oder in
Obhut offenkundig ungeeigneter Personen gelassen

Kind/Jugendliche/r wird zur Begehung von Straftaten oder sonst verwerflichen
Taten eingesetzt ( z. B. Diebstahl, Bettelei )

Persdnliche Situation der Erziehungspersonen der hauslichen Gemeinschaft

Stark verwirrtes Erscheinungsbild ( fuhrt Selbstgespréache reagiert nicht auf
Ansprache )

Haufige berauschte und/oder benommen bzw. eingeschréankt steuerungsfahige
Erscheinung, die auf massiven, verfestigten Drogen-, Alkohol bzw.
Medikamentenmissbrauch hindeutet

Psychische Krankheit besonderen Ausmal3es

Wohnsituation

Wohnung ist stark vermuillt, vollig verdreckt oder weist Spuren &ul3erer
Gewaltanwendung auf (z. B. stark beschadigte Tiren )

Nichtbeseitigung von erheblichen Gefahren im Haushalt ( z. B. durch defekte
Stromkabel oder Steckdosen, Herumliegen von ,Spritzbesteck” )

Das Fehlen von eigenem Schlafplatz des Kindes/Jugendlichen bzw. von
jeglichem Spielzeug des Kindes



Anhang 2

Tatigkeiten, die von neben- und ehrenamtlich in der Jugendhilfe tatigen Personen auf Grund
von Art, Intensitat und Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen
nur nach Einsichtnahme in das Fuhrungszeugnis wahrgenommen werden durfen:

Die Fachdebatte hat herausgearbeitet, dass es sich um solche Tatigkeiten handelt, die
geeignet sind, eine besondere Néhe, ein Vertrauensverhaltnis oder auch Macht bzw.
Abhéangigkeit zwischen Ehrenamtlichen (oder Nebenamtlichen) und Minderjahrigen zu
missbrauchen.

Zur Abgrenzung werden folgende Kriterien empfohlen:

Je geringer die Wahrscheinlichkeit eines nicht kontrollierten Kontaktes zu Kindern
oder Jugendlichen ist (Abgrenzungsaspekt: Tatigkeit kollegial kontrolliert oder allein),

- je geringer die Mdglichkeit nicht einsehbarer Nahe bei einem Kontakt zu
Minderjahrigen ist (Abgrenzungsaspekt: offentliches Umfeld, Gruppe —
».geschlossener’ Raum, Einzelfallarbeit),

- je weniger die Tatigkeit im Kontakt mit dem Kind bzw. Jugendlichen sich wiederholt
(Abgrenzungsaspekt: einmalig oder haufig wiederkehrend),

- Je geringer die zeitliche Ausdehnung des Kontaktes ist (Abgrenzungsaspek:
kurzzeitig oder Uber Tag und Nacht),

desto eher ist davon auszugehen, dass fir die Tatigkeit auf die Einsichtnahme in das
Fuhrungszeugnis der ehren- oder nebenamtlich tatigen Person verzichtet werden kann.

In Tageseinrichtungen fir Kinder ist vor diesem Hintergrund fur folgende Personen die
Vorlage von Fuhrungszeugnissen erforderlich, soweit sie nicht ohnehin schon als
Beschaftigte gemaf § 11 Abs. 2 zur Vorlage verpflichtet sind:

- Praktikantinnen und Praktikanten mit einer Beschéftigungszeit von mehr als 2
Wochen,

- Angehorige des Bundesfreiwilligendienstes,
- Personen, die ein freiwilliges soziales Jahr absolvieren,

- Aushilfen fur Kinderbetreuung, die im Hinblick auf RegelmaRigkeit und Dauer
vergleichbar einer hauptberuflich beschaftigten Person zum Einsatz kommen,

- Personen, die dauerhaft und regelmafig fir die Essensausgabe eingesetzt werden
und unmittelbaren Kontakt mit Kindern und Jugendlichen haben.

Ein FUhrungszeugnis ist in der Regel nicht erforderlich fir
- Eltern und Angehdrige bei kurzzeitigen, vereinzelten Aktivitaten der Einrichtung (z.B.

Begleitung von Ausfligen, Essensausgabe, Unterstiitzung von Festen etc.),

Die Aufzéhlungen sind nicht abschlieRend.



Anlage

zu 8 4 Abs. 2 Uber die Beteiligung einer insoweit erfahrenen Fachkraft

Als zu beteiligende insoweit erfahrene Fachkréfte im Sinne des § 4 Abs. 1 und 2 werden zu
dieser Vereinbarung benannt:

Name Quialifikation Einrichtung/Anschrift



	zu § 4 Abs. 2 über die Beteiligung einer insoweit erfahrenen Fachkraft

